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lieh der in diesem Jahr fälligen Jahresrate be­
schränkt wird. 5Wählt das ausgeschiedene Mitglied 
die Option nach Absatz 1 Buchstabe c,  wird die In­
solvenzsicherung nicht mit dem um 1 , 6 6  erhöhten 
Rechnungszins, sondern mit dem Rechnungszins 
nach § 5 9b Absatz 3 berechnet. "  

1 6 .  Nach § 6 0  wird folgender § 60a eingefügt: 

„§ 60a 
Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs 

im Abrechnungsverband II 

(1 ) 1Der Pflichtbeitragssatz im Abrechnungsverband 
II ist nach versicherungsmathematischen Grundsät­
zen auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars so 
festzusetzen, dass die zu entrichtenden Beiträge zu­
sammen mit dem vorhandenen Vermögen und den 
sonstigen zu erwartenden Einnahmen des Abrech­
nungsverbandes voraussichtlich ausreichen, um die 
satzungs- und betriebsrentenrechtlichen Leistungs­
verpflichtungen aus den Anwartschaften und An­
sprüchen dauerhaft erfüllen zu können. 2Grundlage 
für die Festsetzung des Pflichtbeitragssatzes sind die 
im Versicherungstechnischen Geschäftsplan definier­
ten maßgeblichen Rechnungsgrundlagen. 3Diese um­
fassen den Rechnungszins zur Abzinsung der Ver­
pflichtungen, die biometrischen Rechnungsgrundla­
gen sowie Annahmen zum Renteneintrittsalter und 
zu den künftigen Verwaltungskosten. 

(2 ) 1Kommt der Verantwortliche Aktuar im Zusam­
menhang mit der Überprüfung der Finanzlage ge­
mäß § 7 Absatz 1 zu der Einschätzung, dass die dau­
ernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen auf der 
Grundlage der akt.�ellen Pflichtbeiträge und der 
künftig erwarteten Uberschüsse nicht mehr gewähr­
leistet ist, hat er geeignete Konsolidierungsmaß­
nahmen (zum Beispiel die Anpassung des Pflicht­
beitragssatzes )  vorzuschlagen, über die der Kassen­
ausschuss entscheidet. 2Soweit der Pflichtbeitrag zur 
Herstellung oder Wiederherstellung einer angemes­
senen Kapitalausstattung oder zur Finanzierung der 
Verstärkung der Rechnungsgrundlagen auf Grund 
einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehen­
den Änderung der Verhältnisse dient, kann er als 
Sonderzuschlag erhoben und in der Pflichtbeitrags­
abrechnung als Bestandteil des Pflichtbeitrags ge­
genüber dem Mitglied jeweils gesondert ausgewiesen 
werden. 

(3 ) Weist der Abrechnungsverband eine angemessene 
Kapitalausstattung auf und kommt der y�rantwortli­
che Aktuar im Zusammenhang mit der Uberprüfung 
der Finanzlage gemäß § 7 Absatz 1 zu der Einschät­
zung, dass der Pflichtbeitragssatz abgesenkt werden 
kann, ohne die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflich­
tungen zu gefährden, hat er geeignete Entlastungs­
maßnahmen vorzuschlagen, über die der Kassenaus­
schuss entscheidet. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 anzuwendenden 
Grundsätze und Einzelheiten zur Bestimmung der 
maßgeblichen Rechnungsgrundlagen können in 
Durchführungsvorschriften geregelt werden, die vom 
Kassenausschuss zu beschließen sind." 

1 7. Der bisherige § 60a wird § 60b. 

18. In § 66  Absatz 2 werden nach dem Wort „Bonus­
punkten" die Wörter „sowie die Entlastung von Mit­
gliedern, soweit diese im Abrechnungsverband II Ar­
beitgeberpflichtbeiträge von mehr als 4 v. H. der 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelte geleistet ha­
ben," eingefügt. 

2 .  

Inkrafttreten 

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 2 3 .  De­
zember 2 0 1 5  in Kraft. 

Köln, den 2 2 .  Dezember 2 0 1 5  

S c h ü t t e l e r  

Vorsitzender des Kassenausschusses 

B o i s  

Schriftführer 

Die vorstehende Neunzehnte Änderung der Satzung der 
Rheinischen Zusatzversorgungskasse hat das Ministeri­
um für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein­
Westfalen am 2 5 .  Januar 2 0 1 6  angenommen. Sie wird 
nach § 13 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes über die kommu­
nalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen 
im Lande Nordrhein-Westfalen vom 6. November 1 984 
(GV. NRW. S. 694, ber. S .  748 ) , das zuletzt durch Gesetz 
vom 1. Oktober 2 0 1 5  (GV. NRW. S. 698 ,  ber. S. 706 ) geän­
dert worden ist, bekannt gemacht. 

Köln, den 2 3 .  Februar 2 0 1 6  

7 5  

Rheinische Versorgungskassen 

Die Leiterin der Kassen 

L u b e k  

- GV. NRW. 2 0 1 6  S .  1 5 3  

Gesetz 
über die Regulierungskammer 

Nordrhein-Westfalen 
(RegKG NRW) 

Vom 8. März 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen* 

(RegKG NRW) 

§ 1 
Zuständigkeit 

Für den Vollzug der Aufgaben der Landesregulierungsbe­
hörde nach § 54 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
vom 7. Juli 2 0 05 (BGBl. I S. 1 9 7 0 ,  3 62 1 ) ,  das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 1 9 .  Februar 2 0 1 6  
(BGBL I S .  2 54) geändert worden ist, richtet das für 
Wirtschaft zuständige Ministerium die Regulierungs­
kammer Nordrhein-Westfalen ein. 

§ 2 
Unabhängigkeit 

(1 ) Die Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen übt 
ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze unabhängig, ins­
besondere von allen politischen Stellen, und in eigener 
Verantwortung aus. Die Mitglieder der Regulierungs­
kammer Nordrhein-Westfalen entscheiden unabhängig 
und sind nur dem Gesetz unterworfen. 

(2 ) Der Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen und 
ihren Mitgliedern ist es untersagt, im Hinblick auf die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Weisungen von Regie­
rungsstellen oder anderen öffentlichen Einrichtungen 
einzuholen oder entgegenzunehmen. Der Regulierungs­
kammer Nordrhein-Westfalen und ihren Mitgliedern 
dürfen sonstige Aufgaben nur in einem Umfang übertra­
gen werden, der die sachgerechte Wahrnehmung der Auf­
gaben der Landesregulierungsbehörde nach § 54 Ab­
satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht gefährdet. 

* Dieses Gesetz dient unter anderem der Umsetzung der Richtlinie 
2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13 .  Juli 
2009  über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABI. L 2 1 1  vom 14. Au­
gust 2009 ,  S. 55)  sowie der Richtlinie 2 0 0 9/73/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 1 3 .  Juli 2009  über gemeinsame Vorschrif­
ten für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2 0 03/55/EG (ABI. L 2 1 1 vom 14. August 2009 ,  S. 94). 
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(3 ) Die Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen und 
ihre Mitglieder üben ihre Aufgaben unparteiisch und un­
abhängig von Marktinteressen aus. Der Regulierungs­
kammer Nordrhein-Westfalen und ihren Mitgliedern ist 
es untersagt, im Hinblick auf die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben Weisungen von privaten Stellen, insbesondere 
von Energieversorgungsunternehmen im Sinne des § 3 
Nummer 1 8  des Energiewirtschaftsgesetzes, einzuholen 
oder entgegenzunehmen. 

(4) Als Mitglieder der Regulierungskammer Nordrhein­
Westfalen sind Personen ausgeschlossen, die 

1. als Organmitglieder, Beschäftigte oder freiberufliche 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter eines Energiever­
sorgungsunternehmens im Sinne von § 3 Nummer 1 8  
des Energiewirtschaftsgesetzes tätig sind oder i n  den 
letzten drei Jahren tätig waren, 

2. als Mitglieder, Beschäftigte oder freiberufliche Mitar­
beiterinnen oder Mitarbeiter für einen Verband der 
Energiewirtschaft tätig sind oder in den letzten drei 
Jahren tätig waren oder 

3. einem Parlament oder einer Regierung angehören. 

§ 1 in Verbindung mit den § §  20 und 2 1  des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1 2 .  November 
1999  (GV. NRW. S. 602 ) ,  das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 2 0 .  Mai 2 0 14 (GV. NRW. S. 2 94) geändert 
worden ist, bleibt unberührt. 

§ 3  
Besetzung 

(1 ) Die Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen ent­
scheidet in der Besetzung mit einem vorsitzenden Mit­
glied und zwei beisitzenden Mitgliedern mit Mehrheit. 
Kostenfestsetzungen nach § 91 des Energiewirtschafts­
gesetzes können auch durch ein einzelnes Mitglied der 
Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen getroffen 
werden. 

(2 ) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann das vorsit­
zende Mitglied einzelne oder eine bestimmte Art von Ver­
waltungsverfahren nach dem Energiewirtschaftsgesetz 
durch unanfechtbaren Beschluss einem beisitzenden 
Mitglied zur alleinigen Entscheidung übertragen, wenn 

1. die Sache keine wesentlichen Schwierigkeiten in tat­
sächlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist, 

2 .  die Sache keine grundsätzliche Bedeutung hat und 

3. kein Beteiligter einen Antrag auf Entscheidung durch 
die Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen stellt. 

Ein Antrag nach Satz 1 Nummer 3 kann nur bis zum Ab­
schluss der Anhörung der Beteiligten nach § 67 Absatz 1 
des Energiewirtschaftsgesetzes zu der beabsichtigten 
Entscheidung g�_stellt werden. Ist in einem Verwaltungs­
verfahren eine Ubertragung nach Satz 1 erfolgt, so legt 
das zur alleinigen Entscheidung berufene Mitglied die 
Sache der Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen 
vor, wenn im Laufe des Verfahrens die Voraussetzungen 
nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 entfallen. In diesem Fall 
übernimmt die Regulierungskammer Nordrhein-Westfa­
len das Verwaltungsverfahren durch unanfechtbaren Be­
schluss. 

§ 4  
Mitglieder 

(1 ) Die oder der für Wirtschaft zuständige Ministerin 
oder Minister ernennt die Mitglieder der Regulierungs­
kammer Nordrhein-Westfalen und bestimmt ein vorsit­
zendes Mitglied sowie dessen Stellvertreterin oder Stell­
vertreter. § 2 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(2 ) Als Mitglied der Regulierungskammer Nordrhein­
Westfalen können nur Personen berufen werden, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 
einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis zum Land 
Nordrhein-Westfalen stehen und die für die Tätigkeit er­
forderlichen Kenntnisse über Netzregulierung und Ener­
giewirtschaft haben. Mindestens ein Mitglied der Regu­
lierungskammer Nordrhein-Westfalen muss die Befähi­
gung zum Richteramt haben. 

(3 ) Zum vorsitzenden Mitglied kann nur eine Beamtin 
oder ein Beamter auf Lebenszeit beziehungsweise eine 
vergleichbare Regierungsbeschäftigte oder ein vergleich­
barer Regierungsbeschäftigter ernannt werden, die oder 
der die Befähigung zum Richteramt besitzt oder die 
Laufbahnvoraussetzungen für den höheren Dienst er­
füllt. Das vorsitzende Mitglied soll über Verwaltungser­
fahrung im Regulierungsbereich verfügen. 

(4) Das vorsitzende Mitglied wird für eine Amtszeit von 
sieben Jahren ernannt. Eine einmalige Verlängerung der 
Amtszeit um sieben Jahre ist zulässig. Die Ernennung 
der beisitzenden Mitglieder erfolgt für eine Amtszeit von 
fünf bis sieben Jahren. Eine Verlängerung der Amtszeit 
der beisitzenden Mitglieder um fünf bis sieben Jahre ist 
zulässig. Bei der Ernennung der beisitzenden Mitglieder 
ist durch eine entsprechende Bemessung der Amtszeiten 
dafür Sorge zu tragen, dass die Amtszeiten nicht zu dem­
selben Zeitpunkt enden. 

(5 ) Vor Ablauf seiner Amtszeit kann ein Mitglied der Re­
gulierungskammer Nordrhein-Westfalen nur seines 
Amtes enthoben oder in ein anderes Amt versetzt wer­
den, wenn 

1. es dies beantragt, 

2 .  es schriftlich zustimmt, 

3. eine entsprechende Anwendung der Vorschriften des 
Deutschen Richtergesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1 9 .  April 1 972  (BGBL I S. 7 1 3 ) ,  
das zuletzt durch Artikel 132  der Verordnung vom 3 1. 
August 2 0 1 5  (BGBl .  I S. 1474) geändert worden ist , 
über die Versetzung oder die Amtsenthebung von 
Richtern auf Lebenszeit dies zulässt oder 

4. das Mitglied aus dem der Ernennung zugrunde lie­
genden Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis aus­
scheidet. 

(6 ) Die oder der für Wirtschaft zuständige Ministerin 
oder Minister übt die Dienstaufsicht über das vorsit­
zende Mitglied und die beisitzenden Mitglieder der Re­
gulierungskammer Nordrhein-Westfalen aus. § 2 Ab­
satz 1 bleibt hiervon unberührt. 

§ 5 
Finanzierung 

Die Personal- und Sachmittel der Regulierungskammer 
Nordrhein-Westfalen werden im Einzelplan des für Wirt­
schaft zuständigen Ministeriums gesondert ausgewiesen. 
Bei der Bemessung der ausgewiesenen Haushaltsmittel 
ist sicherzustellen, dass die Regulierungskammer Nord­
rhein-Westfalen über eine zur Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben angemessene personelle und finanzielle Ressour­
cenausstattung verfügt. Das vorsitzende Mitglied der 
Regulierungskammer Nordrhein-Westfalen entscheidet 
im Rahmen der Gesetze eigenverantwortlich über die 
Verwendung der ausgewiesenen Haushaltsmittel. 

§ 6 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Das für Wirtschaft zuständige Ministerium hat gegen­
über dem Landtag zum 3 1. Dezember 2025  Bericht über 
die Wirksamkeit dieses Gesetzes zu erstatten. 

Düsseldorf, den 8. März 2 0 1 6  

(L. S. )  

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö h r m a n n 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a 1 t e r - B o r j a n s 
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Für den Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Rainer S c h m e 1 t z e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes R e m m  e 1 

- GV. NRW. 2 0 1 6  S. 1 5 6  

26. Änderung des Regionalplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold 

- Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld -
auf dem Gebiet der Stadt Lage und 

dem Gebiet der Gemeinde Leopoldshöhe 
Vom 9. März 2016 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 14. Dezember 2 0 1 5  die 26.  Änderung 
des Regionalplanes für den Regierungsbezirk Detmold -
Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld - auf dem Gebiet der 
Stadt Lage und dem Gebiet der Gemeinde Leopolds­
höhe, Darstellung einer Bodendeponie, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Detmold mit Bericht vom 1 7. Dezember 2 0 1 5  - Aktenzei­
chen: 32 . -26 .Änd.Lage - gemäß § 19 Absatz 6 des Lan­
desplanungsgesetzes NRW vom 3 .  Mai 2 0 0 5  (GV. NRW. 
S. 430 ) , zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur 

Änderung des Landesplanungsgesetzes NRW vom 8. De­
zember 2 0 1 5  (GV. NRW. S. 838 ) ,  angezeigt. 

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach § 14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz NRW. 

Q-emäß § 14  Satz 3 Landesplanungsgesetz NRW wird die 
Anderung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde ) ,  
der Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbe­
hörde ) sowie dem Kreis Lippe, der Stadt Lage und der 
Gemeinde Leopoldshöhe zur Einsicht für jedermann nie­
dergelegt. 

Die Änderung des Regionalplans wird mit der Bekannt­
machung wirksam (§ 14 Satz 2 Landesplanungsgesetz 
NRW ) .  Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 Raumord­
nungsgesetz vom 2 2 .  Dezember 2 0 08 (BGBl. I S. 2986 ) ,  
das zuletzt durch Artikel 124 der Verordnung vom 3 1. 
August 2 0 1 5  (BGBl.  I S. 1474 ) geändert worden ist, zu 
beachten. 

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 Landesplanungsge­
setz NRW in Verbindung mit § 12 Absatz 5 Raumord­
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln .�er Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Anderung des Regi­
onalplanes unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner­
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regional­
plans gegenüber der Bezirksregierung Detmold (Regio­
nalplanungsbehörde ) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. 

Düsseldorf, den 9. März 2 0 1 6  

Die Ministerpräsidentin 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Christoph E p p i n g  

- GV. NRW. 2 0 1 6  S .  1 5 8  
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